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Postsendungen sollen allen zugestellt
werden! (Mo. 14.4075)

Post und Telekommunikation

"Postsendungen sollen allen zugestellt werden!" forderten zwei identische Motionen,
die im Abstand von vier Tagen im Dezember 2014 im Nationalrat eingereicht worden
waren. Mit neuen Vorgaben zur Postzustellung soll verhindert werden, dass die Post
ganzjährig bewohnte Haushalte von der Postzustellung ausschliessen könnte. Die
Motion Clottu (svp, NE) und die Motion Maire (sp, NE) (14.4091) wurden im September
2016 gemeinsam vom Nationalrat behandelt. Bundesrätin Leuthard führte den
Postzustellungsservice detailliert aus, wies auf den steten Strukturwandel und die
Vorgaben des Bundes hin und zeigte auf, dass die Post keinen weitergehenden
Spielraum hat, um die Zustellung eigenmächtig einzuschränken. Trotzdem nahm der
Nationalrat die beiden Motionen klar an: Mit 120 zu 55 Stimmen bei 11 Enthaltungen. 1

MOTION
DATUM: 12.09.2016
NIKLAUS BIERI

"Postsendungen sollen allen zugestellt werden!" fand auch eine Mehrheit im
Ständerat, der die beiden identischen Motionen Clottu (svp, NE) und Maire (sp, NE)
(14.4091) im Juni 2017 annahm. Zwar rief Bundesrätin Leuthard im Rat zu Sachlichkeit
auf, da sie einerseits ein grassierendes „Post-Bashing” ausmachte und andererseits
keinen Anlass sah, an den Regeln der Zustelldienste der Post etwas zu ändern. Ständerat
Engler (cvp, GR) berief sich jedoch auf einen Bericht der Postcom, der eine
Gesetzesänderung empfahl, sofern sich ein Trend zu weniger mit der Postzustellung
bedienter ganzjährig bewohnter Häuser bestätigen würde. Bundesrätin Leuthard wies
einen derartigen Trend zurück und verwies erneut auf die strengen Vorgaben, denen
die Post in ihrem Zustellservice unterworfen sei. Vielleicht unter dem Eindruck
wiederkehrender Medienberichterstattung über Abbaupläne der Post nahm die kleine
Kammer die beiden Motionen dennoch an, die Motion Clottu mit 28 zu 7 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) und die identische Motion Maire mit 29 zu 6 Stimmen (bei ebenfalls 5
Enthaltungen). 2

MOTION
DATUM: 15.06.2017
NIKLAUS BIERI

In der Sommersession 2021 stimmten die beiden Räte der Abschreibung der
gleichlautenden Motionen Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) und Clottu (svp, NE; Mo. 14.4075)
zur Zustellung der Postsendungen zu. Zur Umsetzung der Motionen hatte der
Bundesrat im September 2020 eine Änderung der Postverordnung vorgenommen.
Damit wurden die Vorschriften betreffend die Hauszustellung von Postzusendungen
verschärft. Mit dieser Änderung, welche am 1.1.2021 in Kraft getreten ist, kann die Post
nur noch in Ausnahmefällen die Postzustellung von ganzjährig bewohnten Häusern
einschränken oder gar gänzlich einstellen. 3

MOTION
DATUM: 10.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Verbesserung des Poststellennetzes (Kt. Iv.
16.320)

Post und Telekommunikation

Mit einer im Dezember 2016 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin
die Verbesserung des Poststellennetzes und eine Stärkung der Rolle der
Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der Postämter. Die
Rechtsgrundlagen seien so zu ändern, dass die Postcom bezüglich Schliessung oder
Verlegung einer Poststelle nicht nur eine Empfehlung abgeben, sondern einen
anfechtbaren formellen Beschluss fassen kann. Bürgerinnen und Bürger sollten eine
Eingabe gegen die Schliessung einer Poststelle an die Postcom richten können, wenn
sie die für eine Gemeindeinitiative notwendige Anzahl Unterschriften gesammelt
haben. Zudem sollten die Erreichbarkeitskriterien der Postverordnung grundsätzlich
diskutiert werden. Weiter forderte die Standesinitiative ein grösseres und besseres
Dienstleistungsangebot der Postagenturen sowie die Verbesserung von Ausbildung und
Arbeitsbedingungen der Agenturmitarbeitenden. 
Die KVF-SR empfahl ihrem Rat in der Sitzung vom 14. November 2017, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da bereits mehrere Motionen (insbesondere die
Motion 17.3356) deren Anliegen enthielten. Der Ständerat folgte seiner Kommission

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
NIKLAUS BIERI
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Ende November 2017. 4

Der Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und der Stärkung
der Rolle der Gemeindebehörden wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine Folge
gegeben. Hingegen gab die Kommission der Standesinitiative Jura Folge – sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Ständerat angenommen worden. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Die Standesinitiative Tessin zur Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der
Rolle der Gemeindebehörden blieb, nachdem die KVF-NR schon im Oktober 2018
beschlossen hatte, ihr keine Folge zu geben, auch im Ratsplenum ohne Unterstützung:
In der Sommersession 2019 folgte der Nationalrat der Kommission stillschweigend.
Auch der Standesinitiative Wallis, welche zur Unterstützung der Standesinitiative Tessin
eingegangen war, erteilte der Nationalrat am gleichen Tag eine Absage. Begründet
wurde der Antrag der Kommission auf Ablehnung mit der Standesinitiative Jura, welcher
2018 Folge gegeben worden war und welche die Anliegen der Tessiner Standesinitiative
ebenfalls enthält. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Bericht über die Evaluation des Postgesetzes

Post und Telekommunikation

Wie in der Totalrevision des Postgesetzes von 2010 vorgesehen, erstattete der
Bundesrat im Januar 2017 Bericht über die Evaluation des Postgesetzes. Der Bundesrat
kam im Bericht zum Schluss, dass sich die geltende Postgesetzgebung grösstenteils
bewährt. Anpassungsbedarf wurde trotzdem ausgemacht. So sei der Wettbewerb im
Briefmarkt ausserhalb des Monopolbereichs zu stärken. Die Nichtdiskriminierung soll
formell-rechtlich festgehalten werden, und zwar bezüglich der von der Post gewährten
Rabatte und Ermässigungen ebenso wie beim Zugang zu den Postfachanlagen. Bezüglich
der Grundversorgung mit Post- und Zahlungsverkehrsdienstleistungen wollte der
Bundesrat mit einer Verordnungsanpassung Preisobergrenzen für Postdienste
festlegen, sowie die Zahlungsverkehrsdienstleistungen in das Schliessungs- und
Umwandlungsverfahren im Umbau des Poststellennetzes aufnehmen. Schliesslich
würden sowohl im geltenden Postgesetz als auch in der Verordnung die nötigen
Aufsichtsinstrumente für das Bundesamt für Kommunikation fehlen. Der Bundesrat
schlug im Bericht vor, diese Lücken zu füllen. 7

BERICHT
DATUM: 11.01.2017
NIKLAUS BIERI

Gleich lange Spiesse im Schweizer Postmarkt
(Mo. 17.3011)

Post und Telekommunikation

Mit der Motion Gleich lange Spiesse im Schweizer Postmarkt nahm die KVF-NR jene
Punkte betreffend des Wettbewerbs im Postmarkt auf, die der Bundesrat im Bericht zur
Evaluation der Postgesetzgebung vom 11. Januar 2017 bemängelt hatte. Soweit möglich
sollen in der Postverordnung ein Verbot von Koppelungsrabatten, die Gewährleistung
der Nichtdiskriminierung bei Mengenrabatten, die kostengerechte Entgeltregelung für
den Zugang zu Postfächern und ein verbesserter Zugang zu Briefkastenanlagen in
Wohn- und Geschäftshäusern umgesetzt werden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, da diese den im genannten Bericht vorgeschlagenen Anpassungen
entspreche. Die Motion wurde vom Nationalrat angenommen, vom Ständerat im Herbst
2017 aber abgelehnt.

MOTION
DATUM: 14.02.2017
NIKLAUS BIERI
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Die Aufsichtsinstrumente im Postbereich
gesetzlich verankern (Mo. 17.3013)

Post und Telekommunikation

Mit einer Motion forderte die KVF-NR, die Aufsichtsinstrumente im Postbereich seien
gesetzlich zu verankern. Die KVF-NR bezog sich auf einen Bericht des Bundesrates zur
Evaluation der Postgesetzgebung vom 11. Januar 2017, in welchem der Bundesrat
vorgeschlagen hatte, dem Bakom im Postgesetz geeignete Aufsichtsinstrumente
bereitzustellen. Der Bundesrat beantragte dem Rat denn auch, die Motion
anzunehmen. Beide Kammern folgten diesem Antrag. 8

MOTION
DATUM: 14.02.2017
NIKLAUS BIERI

Postgesetzgebung (Mo. 17.3012)

Post und Telekommunikation

Im Februar 2017 reichte die KVF-NR eine Motion zur Postgesetzgebung ein. Zum einen
wollte die Kommission die Erreichbarkeitskriterien für den Zugang zu den Diensten der
Post anpassen: Die Kriterien müssten nicht im nationalen Durchschnitt erfüllt werden,
sondern auf der regionalen Ebene. Zudem müssten die Erreichbarkeitskriterien nicht
nur für postalische Dienstleistungen gelten, sondern auch für Dienstleistungen im
Zahlungsverkehr. Zum anderen enthielt die Motion auch Anpassungen der
Postgesetzgebung im Bereich der Postagenturen: Diese müssten so eingerichtet sein,
dass sie sämtliche logistischen Dienstleistungen (beispielsweise auch den Versand von
Massensendungen oder Sperrgutpaketen) ebenso wie die Grundversorgung im
Zahlungsverkehr anbieten können. Die Agentur-Betreiber seien mindestens
kostendeckend zu entschädigen. 
Obschon die KVF-NR mit ihrer Motion Punkte aufnahm, für die der Bundesrat in seinem
Bericht über die Evaluation des Postgesetzes vom 11. Januar 2017 mögliche
Anpassungen ausgemacht hatte, beantragte der Bundesrat im April 2017, die Motion
abzulehnen und verwies auf ebendiesen Bericht: in diesem hatte der Bundesrat auch
vorgeschlagen, die Bedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft vertieft zu
untersuchen. Erst nach einer solchen Untersuchung solle über konkrete Anpassungen
der Postgesetzgebung diskutiert werden.

MOTION
DATUM: 14.02.2017
NIKLAUS BIERI

Drei Motionen der KVF-NR zur Post wurden Ende Mai 2017 vom Nationalrat zusammen
behandelt: Mit einer Motion für gleich lange Spiesse im Postmarkt (17.3011) soll der
Wettbewerb gestärkt werden, mit einer Motion zur Postgesetzgebung (17.3012) sollen
die Erreichbarkeitsvorgaben regional angepasst und die Dienstleistungen ausgebaut
werden und mit der Motion 17.3013 sollen Aufsichtsinstrumente gesetzlich verankert
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen zu Wettbewerb und
Aufsichtsinstrumenten und wollte die Motion zur Postgesetzgebung ablehnen. Die
gleiche Empfehlung gab die GLP ab: Jürg Grossen (glp, BE) teilte die Motionen auf in
„liberale Ordnungspolitik“ und „Nostalgie“ - wobei er unter letzterer die veränderten
Erreichbarkeitskriterien und die ausgebauten Dienstleistungen in der
Postgesetzgebungs-Motion verstand. SVP, FDP und BDP wollten alle drei Motionen
annehmen und wurden von Links der Inkonsistenz bezichtigt: Man könne nicht
einerseits auf den Service public pochen und andererseits mehr Wettbewerb verlangen.
Wer beides mache, habe wohl von Betriebswirtschaft wenig begriffen, meinte Grünen-
Nationalrätin Rytz (gp, BE). Grüne, SP und CVP wollten die Motionen betreffend die
Aufsichtsinstrumente und die Postgesetzgebung annehmen, lehnten aber die Motion
zur Stärkung des Wettbewerbs ab. Diese bringe nur Rosinenpickerei privater Firmen
und würde durch die Schmälerung des Gewinnes der Post den Service public weiter
gefährden. Mit einem Einzelantrag Reynard (sp, VS) wurde die Ablehnung der Motion
17.3011 gefordert. Der Widerstand der Fraktionen von SP, CVP und Grünen reichte nicht,
der Nationalrat nahm die Motion für gleich lange Spiesse im Postmarkt mit 109 zu 78
Stimmen (1 Enthaltung) an. Die Motion zur Postgesetzgebung lehnten nur die GLP und
einzelne Mitglieder der FDP ab: Sie wurde mit 172 zu 13 Stimmen (4 Enthaltungen)
angenommen. Die Motion betreffend die Aufsichtsinstrumente war unbestritten und
wurde ohne Widerstand gutgeheissen. 9

MOTION
DATUM: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI
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Ende November 2017 behandelte der Ständerat gleich sieben Geschäfte zur
Postgesetzgebung in einer Debatte. Die kleine Kammer hatte über die drei Motionen
der KVF-NR zu befinden, welche im Nationalrat im Mai 2017 angenommen worden
waren und welche die gesetzliche Regelung der Aufsichtsinstrumente der Postcom, die
Stärkung des Wettbewerbs im Postmarkt und die Anpassung der
Erreichbarkeitskriterien und des Dienstleistungsangebots betrafen. Weiter wurde über
die Motionen Amherd (cvp, VS) beraten (16.3481 und 16.3482), welche eine grosse
inhaltliche Nähe zur Motion KVF-NR (17.3012) aufwiesen. Zudem beriet der Ständerat
über die Standesinitiative des Kantons Tessin und über jene des Kantons Wallis, welche
zur Unterstützung des Tessiner Vorstosses eingereicht worden war. 
In der Debatte zeigten sich die ambivalenten Gefühle, welche die Post bei den
Parlamentsmitgliedern auszulösen vermochte: So wurde die Post etwa von Paul
Rechsteiner (sp, SG) zwar als funktionierendes und dynamisches Bundesunternehmen
gelobt, auf das man stolz sei, andererseits gebe es da eine Malaise bei der
Zugänglichkeit und der Präsenz. Eine „Vergangenheitsromantik“ machte hingegen Ruedi
Noser (fdp, ZH) aus, der das veränderte Verhalten der Kundschaft und den Umbau des
Poststellennetzes als Tatsache hinnahm und nur in den Motionen zum Wettbewerb und
zu den Aufsichtsinstrumenten etwas Zukunftstaugliches sah. Bundesrätin Leuthard
zeigte sich einmal mehr verständnislos für die Debatte: Sie wies darauf hin, dass die
Schweizerische Post in internationalen Vergleichen regelmässig auf Rang 1 platziert sei,
es sei ein hervorragendes Unternehmen, das hier einfach schlecht geredet werde. „Für
mich ist das alles jetzt auch ein bisschen Klamauk, ehrlich gesagt“, wurde die
Bundesrätin deutlich. 
Die Motion KVF-NR „Gleich lange Spiesse im Schweizer Postmarkt“, vom Nationalrat im
Mai 2017 angenommen und vom Bundesrat unterstützt, war von der KVF-SR mit 10 zu 3
Stimmen zur Ablehnung empfohlen worden. Die KVF-SR begründete ihren Antrag damit,
dass der Postmarkt funktioniere und man vermeiden sollte, die Post in ihrem Geschäft
zu schwächen. Die kleine Kammer folgte ihrer Kommission mit 23 zu 18 Stimmen (0
Enthaltungen). 
Die Motion KVF-NR „Postgesetzgebung“ wurde mit einer kleinen Änderung der KVF-SR
betreffend die Postagenturen vom Plenum mit 35 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung)
angenommen, obschon Bundesrätin Leuthard festhielt, dass die Forderung bereits
erfüllt sei und es eigentlich nichts zu regulieren gebe. 
Die Motion KVF-NR „Die Aufsichtsinstrumente im Postbereich gesetzlich verankern“ war
nicht bestritten und wurde stillschweigend angenommen. 
Die beiden Motionen Amherd (16.3481 und 16.3482), die sich inhaltlich kaum von der
Motion KVF-NR zur Postgesetzgebung unterschieden, wurden vom Ständerat entgegen
dem Antrag des Bundesrates mit 34 zu 7 Stimmen (0 Enthaltungen) und mit 31 zu 9
Stimmen (1 Enthaltung) angenommen. 
Der Standesinitiative Tessin zum Poststellennetz sowie der Standesinitiative Wallis zur
Unterstützung der Tessiner Initiative wurden gemäss dem Antrag der KVF-SR keine
Folge gegeben - die Anliegen der Standesinitiativen seien in den angenommenen
Motionen bereits enthalten. 10

MOTION
DATUM: 30.11.2017
NIKLAUS BIERI

Der Nationalrat stimmte im Juni 2018 der Motion KVF-NR zur Postgesetzgebung zu. Im
November 2017 hatte der Ständerat zwar Änderungen am Motionstext vorgenommen,
der Nationalrat zeigte sich jedoch damit einverstanden und nahm die Motion
diskussionslos an. 11

MOTION
DATUM: 07.06.2018
NIKLAUS BIERI

Poststellen. Unterstützung der
Standesinitiative des Kantons Tessin (Kt.  Iv.
17.302)

Post und Telekommunikation

Im Februar 2017 reichte auch der Kanton Wallis eine Standesinitiative betreffend das
Poststellennetz ein. Dem Wallis ging es dabei um die Unterstützung der
Standesinitiative des Kantons Tessin - die Walliser Standesinitiative nahm wörtlich
dieselben Forderungen auf wie das Begehren aus dem Südkanton. 
Im November 2017 fasste die KVF-SR mit dem Hinweis auf inhaltlich ähnliche Motionen
(insbesondere die Motion 17.3356) den Beschluss, der Standesinitiative des Kantons
Wallis keine Folge zu geben, der Rat folgte diesem Antrag Ende November 2017. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.02.2017
NIKLAUS BIERI
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Der Standesinitiative Wallis zur Unterstützung der Standesinitiative Tessin betreffend
die Verbesserung des Poststellennetzes wurde im Oktober 2018 von der KVF-NR keine
Folge gegeben. Die Kommission gab jedoch der Standesinitiative Jura Folge – sie
beinhaltete dasselbe Anliegen wie die Standesinitiative Tessin und war im Gegensatz zu
dieser zuvor im Ständerat angenommen worden. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Mehr Transparenz in der Erfüllung der
postalischen Grundversorgung (Mo. 16.3482)

Post und Telekommunikation

Eine im Juni 2016 eingereichte Motion von Nationalrätin Amherd (cvp, VS) verlangte
Mehr Transparenz in der Erfüllung der postalischen Grundversorgung. Der Bundesrat
solle für mehr Transparenz bei der Einhaltung der Grundversorgungsbestimmungen
(insbesondere bezüglich der Erreichbarkeit des Poststellen- und Postagenturnetzes
und der Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs) sorgen. Die Motion schloss an die
Motion Amherd an, welche regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben für die
postalische Grundversorgung forderte, und sie wurde Ende Mai 2017 auch gleich nach
dieser behandelt. Die Motionärin stellte im Plenum fest, dass ihre Motion einerseits den
Kundendienst verbessere, andererseits aber administrativen Aufwand abbaue – dies sei
fast wie ein Sechser im Lotto. „Frau Nationalrätin, es wäre ein Sechser im Lotto, wenn
Sie die Motion zurückziehen würden!“ konterte Bundesrätin Leuthard. Die Zahl der
Zugangspunkte zu Postdienstleistungen sei seit Jahren konstant, die Erreichbarkeit
werde transparent ausgewiesen und sei mit den neusten Apps für jede Nutzerin
jederzeit einsehbar. Die Anliegen der Motion seien deshalb bereits zu hundert Prozent
erfüllt. Eine Mehrheit in der grossen Kammer sah dies anders und nahm die Motion mit
100 zu 88 Stimmen (4 Enthaltungen) an. 
Der Ständerat behandelte die Motion im November 2017. 14

MOTION
DATUM: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

Regional differenzierte
Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen
Grundversorgung (Mo. 16.3481)

Post und Telekommunikation

Regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung
forderte Nationalrätin Amherd (cvp, VS) mit einer im Juni 2016 eingereichten Motion.
Zwar würden die Erreichbarkeitsvorgaben der Postverordnung (Erreichbarkeit innert 20
Minuten für 90 Prozent der Bevölkerung für das Poststellennetz, innert 30 Minuten für
90 Prozent der Bevölkerung für Dienstleistungen im Zahlungsverkehr) eingehalten, aber
weil nur der nationale Durchschnitt berechnet werde, sei klar, dass die ländliche
Bevölkerung benachteiligt werde. Die Erreichbarkeitsvorgaben seien deshalb regional
zu differenzieren. 
Bundesrätin Leuthard hielt im Nationalrat Ende Mai 2017 entgegen, die geltenden
Vorgaben seien vom Parlament so gewollt und sie seien vernünftig. Man könne nicht
immer nur den Abbau von Poststellen beklagen, ohne festzustellen, dass bei den
Postagenturen ein Ausbau stattfindet – das sei nicht korrekt. Der Aufruf der
Bundesrätin zur Korrektheit verhallte ungehört: Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 113 zu 79 Stimmen (0 Enthaltungen) an. 
Der Ständerat behandelte die Motion im November 2017. 15

MOTION
DATUM: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament im März 2019 die Abschreibung von fünf
Geschäften zur postalischen Grundversorgung: Die Motion Amherd (cvp, VS) für
«regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung»
(Mo. 16.3481), die Motion Amherd für «mehr Transparenz in der Erfüllung der
postalischen Grundversorgung» (Mo. 16.3482), die Motion KVF-NR zur
«Postgesetzgebung» (Mo. 17.3012), die Motion KVF-SR betreffend die «strategische
Poststellennetz-Planung» (Mo. 17.3356), sowie das Postulat Reynard (sp, VS) «Die
Zukunft des Poststellennetzes geht uns alle an!» (Po. 16.3933). Der Bundesrat sah die
genannten Anliegen als erfüllt an durch die neuen Erreichbarkeitsvorgaben, die er per 1.

MOTION
DATUM: 09.09.2019
NIKLAUS BIERI
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Januar 2019 in Kraft gesetzt hatte. 
Der Ständerat, der sich im Juni 2019 zuerst mit dem Abschreibungsantrag
auseinandersetzte, beurteilte dies anders: Die vier erstgenannten Geschäfte seien nicht
abzuschreiben, so lange nicht klar sei, ob die Anliegen mit den neuen Vorgaben des
Bundesrates an die Post auch wirklich erfüllt seien. Dies müsse sich erst zeigen. Der
Abschreibung des Postulats Reynard stimmte der Ständerat jedoch zu. 
Der Nationalrat stimmte im Juni 2019 hingegen der Abschreibung aller fünf fraglichen
Geschäfte zu: Die grosse Kammer folgte dem Antrag des Bundesrates bei diesen
Geschäften vollumfänglich. 
In der Herbstsession 2019 stimmte schliesslich auch der Ständerat der Abschreibung
der verbliebenen vier Geschäfte zu und begründete seinen Sinneswandel mit dem
Postulat KVF-NR über die «längerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung», welches die Anliegen der vier
Geschäfte aufnehme und so sicherstelle, dass diese nicht aus der politischen Agenda
verschwänden. 16

Strategische Poststellennetzplanung (Mo.
17.3356)

Post und Telekommunikation

Im September 2017 nahm der Ständerat eine Motion der KVF-SR zur strategischen
Poststellennetzplanung an. Der Bundesrat sollte damit verpflichtet werden, von der
Post eine konzeptionelle Poststellennetz-Planung einzufordern. Zudem sollte der
Bundesrat dem Parlament innerhalb eines Jahres eine Revision der Service-Public-
Kriterien in der Postgesetzgebung unterbreiten, welche regionale Gegebenheiten und
unterschiedliche Nutzergruppen berücksichtigen müsste. Bundesrätin Leuthard wehrte
sich im Plenum vergeblich gegen die Motion. Sie verwies auf die veränderten
Bedürfnisse der Kundschaft und rief den Ratsmitgliedern das jährliche Defizit der
Poststellen von rund CHF 200 Mio. in Erinnerung. Leuthard hielt zudem fest, dass es
sich nicht um einen Abbau in der postalischen Versorgung handle, sondern um einen
Umbau: Zugangspunkte zu den Post-Dienstleistungen würden eher näher zur
Bevölkerung kommen, aber nicht in Form der bisherigen Poststellen. Die kleine Kammer
nahm die Motion mit 31 zu 5 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. 17

MOTION
DATUM: 26.09.2017
NIKLAUS BIERI

Die Motion der KVF-SR zur strategischen Poststellennetzplanung wurde im März 2018
vom Nationalrat behandelt. In Anspielung auf ihre bis dahin unbehandelte Motion für
ein Moratorium bei Poststellenschliessungen fragte Nationalrätin Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) die Kommission, ob ein Moratorium in der Kommissionsdebatte zur
strategischen Poststellennetzplanung ein Thema gewesen sei. Nationalrat Hadorn (sp,
SO) gab Auskunft: Zwar sei ein Moratorium nicht konkret besprochen worden, doch
gebe es in der Kommission sicher die allseits geteilte Erwartung, dass die Post mit
weiteren Schliessungen zuwarte, solange das Parlament über das Poststellennetz
berate. Bundesrätin Leuthard verteidigte die Post: Sie habe sich an das geltende Gesetz
zu halten, bis eine Revision in Kraft trete. Das geltende Gesetz werde von der Post klar
eingehalten. Wie schon in der kleinen Kammer erinnerte die Bundesrätin auch die
grosse Kammer daran, dass es mit den Agenturlösungen mehr Zugangspunkte zu
Postdienstleistungen gebe. Bundesrätin Leuthards Plädoyer blieb indes wirkungslos:
Der Nationalrat nahm die Motion mit 168 zu 12 Stimmen (0 Enthaltungen) an, wobei die
Gegenstimmen je hälftig auf die FDP und die GLP entfielen. 18

MOTION
DATUM: 01.03.2018
NIKLAUS BIERI
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Zukunft des Postnetzes geht uns alle an! (Po.
16.3933)

Post und Telekommunikation

„Zukunft des Postnetzes geht uns alle an!“ hatte Nationalrat Reynard (sp, VS) im
Dezember 2016 festgehalten und ein Postulat eingereicht, welches vom Bundesrat
verlangt, Massnahmen zum Einbezug sämtlicher betroffener Parteien in die Gespräche
über die Zukunft des Postnetzes zu prüfen. Als betroffene Parteien wurden
insbesondere Anwohnerinnen und Anwohner, Gemeinden, Kantone und
Gewerkschaften genannt. 
Als der Nationalrat das Postulat Reynard im März 2018 behandelte, bezeichnete es
Bundesrätin Leuthard als „längst überholt“: Eine entsprechende Arbeitsgruppe sei seit
einem Jahr an der Arbeit, die Gemeinden seien integriert. Dieser Hinweis der
Postministerin vermochte jedoch nicht zu überzeugen – der Rat nahm das Postulat mit
128 zu 63 Stimmen (2 Enthaltungen) an. 19

POSTULAT
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

Obergrenze der Auszahlungen bei Poststellen
erhöhen (Mo. 16.4034)

Post und Telekommunikation

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), die gesetzliche
Regelung bei der Post sei so anzupassen, dass die Obergrenze der Auszahlungen bei
Poststellen von CHF 500 auf CHF 5'000 erhöht werde. CHF 5'000 könnten bislang nur
auf Poststellen mit Sicherheitstresor bezogen werden, der Höchstbetrag von
Auszahlungen betrage in der Regel CHF 500, bei Postomaten CHF 1'000, bestätigte
Postministerin Leuthard den Sachverhalt im März 2018 im Plenum der grossen Kammer.
Die Bundesrätin erklärte, es stünde der Post – wie allen anderen Finanzdienstleistern –
frei, den Höchstbetrag für Auszahlungen selber festzulegen. Sie forderte die Mitglieder
des Nationalrates auf, keine Beträge ins Gesetz zu schreiben. Ihrem Aufruf folgten
jedoch nur die Mitglieder der FDP und der GLP; die Motion Glanzmann-Hunkeler wurde
mit 155 zu 36 Stimmen (0 Enthaltungen) angenommen. 20

MOTION
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

Mit dem Hinweis auf den notwendigen «unternehmerischen Spielraum», über den die
Post verfügen solle, lehnte die KVF-SR im November 2018 die Motion Glanzmann (cvp,
LU) bezüglich der Obergrenze der Auszahlungen bei Poststellen ab. Die von der
Motionärin vorgebrachte Problematik eines zu geringen Höchstbetrages bei
Auszahlungen auf Poststellen bestehe nur bei einem sehr kleinen Teil des
Poststellennetzes, erklärte die Kommission. Die Post habe diesbezüglich auch schon
Massnahmen ergriffen und damit gezeigt, dass sie das Anliegen erkannt habe. Der
Ständerat folgte seiner Kommission und lehnte die Motion Ende November 2018
diskussionslos ab. 21

MOTION
DATUM: 28.11.2018
NIKLAUS BIERI

Postzustellung bis zur Mittagszeit (Mo.
16.3848)

Post und Telekommunikation

Mit einer im September 2016 eingereichten Motion forderte der Bünder Nationalrat
Candinas (cvp, GR) die flächendeckende Postzustellung bis zur Mittagszeit. Die
rechtlichen Grundlagen seien so zu ändern, dass die Post grundsätzlich bis spätestens
12.30 Uhr an alle Haushalte zugestellt werden müsse, wenn keine Frühzustellung
angeboten werde. Der Bundesrat teilte im November 2016 mit, er anerkenne die Sorge
des Motionärs um eine kundenfreundliche Zustellung, erachte die gesetzliche Regelung
eines Zustellschlusses aber als zu starr und zu einschränkend und beantrage deshalb
die Ablehnung der Motion. 
Bundesrätin Leuthard wies in der Debatte vom 8. März 2018 im Nationalrat darauf hin,
dass es sich hierbei um eine operative Frage handle und nicht um eine strategische. Es

MOTION
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI
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sei deshalb am Unternehmen, nicht an der Politik, hier zu handeln. Die grosse Kammer
folgte dieser Einschätzung nicht und nahm die Motion mit 126 zu 56 Stimmen (8
Enthaltungen) an. 22

Die vom Nationalrat im März 2018 angenommene Motion Candinas (cvp, GR) betreffend
die Postzustellung bis zur Mittagszeit wurde im Ständerat im November 2018 diskutiert.
Zwar hatte die KVF-SR die Ablehnung der Motion beantragt, der Rat folgte jedoch dem
Antrag der Minderheit Seydoux (cvp, JU). Ständerätin Seydoux hatte argumentiert, die
Motion Candinas eigne sich gut, um zu bekräftigen, dass das Parlament einen starken
und allen zur Verfügung stehenden Service public wolle. Der Rat nahm die Motion mit
25 zu 14 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 23

MOTION
DATUM: 28.11.2018
NIKLAUS BIERI

In Erfüllung der Motion Candinas (cvp, GR) für eine flächendeckende Postzustellung bis
zur Mittagszeit beschloss der Bundesrat im September 2020, die Postverordnung
anzupassen. Ab dem 1.1.2021 ist die Post dazu angehalten, die Tageszeitungen bis
spätestens um 12:30 Uhr auszuliefern. Da er das Anliegen der Motion damit als erfüllt
erachtete, beantragte der Bundesrat die Abschreibung des Geschäfts. Die beiden
Kammern stimmten der Abschreibung in der Sommersession 2021 zu. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Stopp der Arbeitsplatzauslagerung bei der
Post (Mo. 16.3847)

Post und Telekommunikation

Einen Stopp der Arbeitsplatzauslagerung bei der Post forderte Nationalrat Candinas
(cvp, GR) mit einer im September 2016 eingereichten Motion. Die strategischen Ziele
und Vorgaben für die Post seien so anzupassen, dass die Post keine Arbeitsplätze ins
Ausland verlagern kann. Konkret nahm der Motionär Bezug auf einen Pilotversuch mit
der sogenannten Extraktionscodierung (der vollständigen Entzifferung und Erfassung
von maschinell nicht lesbaren Briefadressen), den die Post in Vietnam durchführte. Der
Bündner Nationalrat sah die Logistikzentren in Chur und Sion in Gefahr und wollte per
Motion erreichen, dass über die strategischen Vorgaben für die Post eine Umsetzung
weiterer Auslagerungspläne verunmöglicht würde. 
Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion beantragt, Bundesrätin Leuthard
verzichtete im Rat aber auf ein Votum und der Rat nahm die Motion mit 132 zu 52
Stimmen (6 Enthaltungen) an, wobei die ablehnenden Stimmen auf die FDP, die GLP
und die BDP sowie wenige SVP-Mitglieder entfielen. 25

MOTION
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

Die kleine Kammer lehnte die Motion Candinas (cvp, GR) «Stopp der
Arbeitsplatzauslagerung bei der Post» im November 2018 mit 17 zu 22 Stimmen (1
Enthaltung) ab. Der Ständerat entschied damit im Sinne des Bundesrates, welcher die
strategischen Ziele und Vorgaben der Post nicht um einen Passus erweitern wollte, der
es der Post verbieten würde, Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern. 26

MOTION
DATUM: 28.11.2018
NIKLAUS BIERI

Schliessung von Poststellen (Mo. 16.3865)

Post und Telekommunikation

Die Schliessung von Poststellen in der Schweiz führt zu einer schlechteren
Grundversorgung, zeigte sich der St. Galler Nationalrat Jakob Büchler (cvp, SG)
überzeugt und verlangte mit einer Motion, dass mit einer Anpassung der
Postverordnung eine bessere und den unterschiedlichen ländlichen Verhältnissen
angepasste Erreichbarkeit des Poststellennetzes und der Dienstleistungen im
Zahlungsverkehr gewährleistet werde. Trotz der unterdessen erfolgten Annahme der
Motion KVF-NR bezüglich der strategischen Poststellennetz-Planung zog der Motionär
sein Anliegen nicht zurück, vielmehr wollte er seine Motion als Unterstützung der
angenommenen Motion KVF-NR verstanden wissen. Bundesrätin Leuthard verzichtete
darauf, den Antrag des Bundesrates auf Ablehnung im Plenum zu begründen. Der

MOTION
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI
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Nationalrat nahm die Motion am 8. März 2018 mit 134 zu 52 Stimmen (5 Enthaltungen)
an. 27

Die Motion Büchler (cvp, SG) betreffend die Schliessung von Poststellen wurde im
November 2018 vom Ständerat abgelehnt. Die KVF-SR hatte dem Rat die Ablehnung
beantragt, weil die Kommission nach Annahme der Standesinitiative des Kantons Jura
bezüglich des Poststellennetzes ohnehin aktiv wird. Die kleine Kammer folgte dem
Antrag ihrer Kommission diskussionslos. 28

MOTION
DATUM: 28.11.2018
NIKLAUS BIERI

Verbesserung des Poststellennetzes (Kt.Iv.
17.314)

Post und Telekommunikation

Die «Verbesserung des Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der
Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der Postämter» wollte eine im
Juli 2017 eingereichte Standesinitiative des Kantons Jura erreichen. Sie stiess dabei ins
selbe Horn wie die Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 16.320) und Wallis (Kt.Iv.
17.302). Ständerat Janiak (sp, BL) erklärte die Empfehlung der Kommission zur
Ablehnung der Initiative im Plenum damit, dass bereits der praktisch identischen
Standesinitiative des Kantons Tessin im Rat keine Folge gegeben worden war, weil die
angenommene Kommissionsmotion 17.3356 die Anliegen der Standesinitiative bereits
grösstenteils enthielten. Eine Minderheit Hêche (sp, JU) beantragte dem Rat, der
Standesinitiative Folge zu geben. Ständerat Minder (parteilos, SH) warb für den Antrag
der Minderheit und hielt fest, gerade mit der Annahme der Standesinitiative könne der
mit der Kommissionsmotion eingeschlagene Weg bekräftigt werden. Der Ständerat gab
der Standesinitiative mit 23 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.05.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-NR gab der Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes in ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2018 Folge. Die Kommission
begründete dies mit dem Wunsch, einer breiten Unzufriedenheit mit der Entwicklung
des Poststellennetzes gesetzgeberisch zu begegnen. Die KVF hat damit zwei Jahre Zeit
für die Umsetzung der Standesinitiative. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die bezüglich der Postgesetzgebung hängig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.Iv. 18.312, «Für den Erhalt der Arbeitsplätze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.Iv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen
Verteilung der Postämter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der übrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. 31

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI

Drei Standesinitiativen bezüglich der Postgesetzgebung hatte der Ständerat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekündigte Änderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht würden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklärt, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Für die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden könnten, dass die
Kommission aber aus formellen Gründen beantrage, den Initiativen keine Folge zu

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
NIKLAUS BIERI
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geben. Der Ständerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben
aus. 32

In ihrer Sitzung vom 27. Mai 2020 diskutierte die KVF-NR unter anderem über die
Standesinitiativen von Genf (Kt.Iv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314) und Solothurn (Kt.Iv.
18.315) bezüglich der Postgesetzgebung. Erfreut über die von Post-CEO Cirillo bei der
Präsentation der Strategie 2021-2024 Mitte Mai 
gemachte Zusicherung, das Poststellennetz bei rund 800 Poststellen zu belassen,
beschloss die Kommission, den drei Standesinitiativen keine Folge zu geben. Alle den
Service public der Post betreffenden Fragen könnten in der angenommenen
Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314) geregelt werden, erklärte die Kommission. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
NIKLAUS BIERI

In der Herbstsession 2020 lehnte der Nationalrat die drei Standesinitiativen bezüglich
der Postgesetzgebung (Kt. Iv. GE 18.312; Kt. Iv. BS 18.314 und Kt. Iv. SO 18.315) in globo
ab. Da der Ständerat den drei Initiativen ebenfalls keine Folge gegeben hatte, sind diese
definitiv erledigt. 34

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Januar 2021 hatte die KVF-SR beantragt, die Frist für die Umsetzung der
Standesinitiative Jura zum Poststellennetz um zwei Jahre zu verlängern. Die Initiative,
der 2018 Folge gegeben worden war, verlangte, dass die Postkommission PostCom bei
der Schliessung oder Verlegung einer Poststelle einen anfechtbaren Beschluss fassen
soll. Bürgerinnen und Bürger sollen zudem eine Eingabe gegen die Schliessung einer
Poststelle bei der PostCom machen können. Auch müsse die Erreichbarkeit und die
Qualität der postalischen Dienstleistungen generell verbessert werden.
Im März 2021 stimmte der Ständerat dem Ansinnen auf Fristverlängerung seiner
Kommission stillschweigend zu. Kommissionssprecher Engler (mitte, GR) betonte, man
wolle zuerst die neue Strategie der Post für die Jahre 2021-24 besser kennenlernen und
den Bericht in Erfüllung des Postualtes 19.3532 der KVF-NR abwarten, bevor man
gesetzgeberisch tätig werde. 35

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2023 stand die Standesinitiative des Kantons Jura zur Verbesserung des
Poststellennetzes erneut auf der Traktandenliste des Ständerats. Stillschweigend
verlängerte die kleine Kammer die Frist für die Ausarbeitung einer Vorlage zur
Erfüllung der Initiative um weitere zwei Jahre bis zur Frühjahrssession 2025.
Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte im Rat, dass das UVEK und das
BAKOM derzeit an der Ausarbeitung zweier Berichte zur Weiterentwicklung der
postalischen Grundversorgung arbeiteten. Zudem verwies der Freisinnige auf den
Bericht der Fachgruppe Egerszegi, welcher sich mit derselben Thematik beschäftige.
Für eine «korrekte Behandlung der Kantonsinitiative» wolle die Kommission deshalb die
«richtungsgebenden Entscheide betreffend die Weiterentwicklung der postalischen
Grundversorgung abwarten», wie sie in ihrem Bericht vom Januar 2023 schrieb. 36

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2023
MARCO ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2025 beriet der Ständerat ein drittes Mal über eine
Fristverlängerung für die Ausarbeitung eines Entwurfs zur Standesinitiative des Kantons
Jura. Der Standesinitiative, welche die Verbesserung des Poststellennetzes und eine
Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen Verteilung der
Postämter forderte, war 2018 Folge gegeben worden. Im Rat erklärte Marianne Maret
(mitte, VS) für die Kommission, dass die KVF-SR Grundsatzentscheide zur postalischen
Grundversorgung abwarten wolle, bevor die Vorlage ausgearbeitet werde. Mit einem
Bericht zur zukünftigen Ausgestaltung der Grundversorgung durch die Post habe der
Bundesrat eine Neuausrichtung der Post in Aussicht gestellt. Die Kommission wolle die
Weiterentwicklung dieser Neuausrichtung sowie auch die Beratung einer Motion der
KVF-NR zu derselben Thematik abwarten. Der Ständerat hiess die Fristverlängerung
daraufhin stillschweigend gut, womit die Kommission nun bis zur Frühlingssession 2027
Zeit hat, einen Entwurf auszuarbeiten. 37

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.03.2025
LENA BALTISSER
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Moratorium bei der Schliessung von
Poststellen (Mo. 17.3167)

Post und Telekommunikation

Mit einer im März 2017 eingereichten Motion forderte Nationalrätin Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) ein Moratorium bei der Schliessung von Poststellen, bis eine
konzeptionelle Netzplanung vorliege. Zwar blieb diese Motion unbehandelt, die
Schliessung von Poststellen war aber ein Dauerthema im Parlament, so etwa mit der
Motion der KVF-SR für eine strategische Poststellennetzplanung. Die Motion für ein
Moratorium bei der Schliessung von Poststellen wurde zwar Anfang März 2019 noch von
Nationalrat Reynard (sp, VS) übernommen, Ende März jedoch abgeschrieben, weil sie
nicht innerhalb von zwei Jahren abschliessend im Rat behandelt worden war. 38

MOTION
DATUM: 22.03.2019
NIKLAUS BIERI

Strategische Ausrichtung der Post für
längerfristigen Erfolg (Po. 17.3615)

Post und Telekommunikation

Die Debatte um die strategische Ausrichtung der Post müsse weiter gefasst werden, als
nur bis zur Umgestaltung von Poststellen in Agenturen. Mit einem schon im Juni 2017
eingereichten Postulat wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat beauftragen,
gemeinsam mit der Post deren strategische Ausrichtung zu prüfen, wobei es um die
Digitalisierung der Dienstleistungen, neue Geschäftsfelder, strategische
Partnerschaften, Joint Ventures und Übernahmen gehen solle, damit die Post auch
langfristig erfolgreich existieren könne. 
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort vom August 2017 auf bereits eingeleitete
Massnahmen und eingegangene Joint Ventures, sowie laufende Versuche in neuen
Geschäftsfeldern (beispielsweise E-Voting) und befand, es gebe keinen weiteren
Handlungsbedarf. 
Als das Postulat im Juni 2019 im Nationalrat behandelt wurde, hielt Bundesrätin
Sommaruga fest, der Bundesrat und die Post seien sich der Herausforderungen
bewusst und arbeiteten in diesem Sinne, weshalb es das Postulat nicht brauche. Mit 82
zu 105 Stimmen (4 Enthaltungen) wurde das Postulat in der grossen Kammer
abgelehnt. 39

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Längerfristige Weiterentwicklung des
Zugangs zu Dienstleistungen der postalischen
Grundversorgung (Po. 19.3532)

Post und Telekommunikation

Die KVF-NR ging in ihrem Postulat «Längerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung» auf diverse Fragen ein, die sich
bezüglich der Entwicklung des Poststellennetzes und der Umsetzung der ab 1. Januar
2019 geltenden Erreichbarkeitskriterien postalischer Dienstleistungen stellten. Es sei
nicht vertrauensbildend, sagte Nationalrat Egger (csp, VS) für die Kommission im
Plenum, als das Postulat im September 2019 im Nationalrat behandelt wurde, wenn die
Planung der Post zum Poststellennetz bis 2020 bekannt sei und darüber hinaus nicht –
«Wir hätten hier eigentlich sehr gerne mehr Klarheit», befand Nationalrat Egger. Mit
dem Postulat wurde der Bundesrat aufgefordert, bei der Post eine längerfristige
Planung des Zugangs zu Dienstleistungen einzufordern. Auch über die Möglichkeiten
der Umsetzung der Standesinitiative Jura und der Motionen Clottu (svp, NE; Mo.
14.4075) und Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) sollte die Planung Auskunft geben. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt und die grosse Kammer nahm das
Anliegen ihrer Kommission diskussions- und oppositionslos an. 40

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI
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Die Weiterentwicklung der Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung stand
im Zentrum eines Berichts in Erfüllung des Postulates der KVF-NR, den der Bundesrat
Anfang April 2021 publizierte. Der Bericht fokussierte auf die Entwicklung des Zugangs
zu den postalischen Dienstleistungen in der Periode 2017 bis 2020 und auf die
zukünftige Ausrichtung der Poststellen. In den letzten Jahren habe der Fokus vor allem
auf der Umwandlung der Poststellen gelegen. Diese wurden von eigenbetriebenen
Filialen in Agenturen umgewandelt. Zudem wurde auch der Hausservice ausgebaut. Für
die Zukunft beabsichtige die Post, die Anzahl Poststellen bei rund 800 zu stabilisieren,
auch wolle sie die Poststellen mit der Öffnung für andere Anbieter und deren
Dienstleistungen (beispielsweise aus der Gesundheits- oder Versicherungsbranche)
stärken. Nebst einer besseren Auslastung erhoffe sich die Post dadurch auch einen
Beitrag an die Finanzierung der Grundversorgung. Da diese Finanzierung bereits seit
längerem eine Herausforderung darstelle, habe der Bundesrat das UVEK damit
beauftragt, bis Ende 2021 Vorschläge zum weiteren Vorgehen vorzulegen. 41

BERICHT
DATUM: 01.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat stimmte in der Sommersession 2022 der Abschreibung eines
Postulates zur Weiterentwicklung der Dienstleistungen der postalischen
Grundversorgung der KVF-NR zu. Der Bundesrat hatte die Abschreibung im Rahmen
des Berichts über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2021
beantragt, nachdem im April 2021 der entsprechende Postulatsbericht erschienen
war. 42

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mittel- und langfristige Planung bei
Poststellen und Postagenturen (Mo. 17.3938)

Post und Telekommunikation

Eine mittel- und langfristige Planung bei Poststellen und Postagenturen wünschte sich
Nationalrat Müller-Altermatt (cvp, SO), weshalb er 2017 eine Motion einreichte, die eine
entsprechende Anpassung der Postgesetzgebung verlangte. Der Motionär sprang damit
auf einen fahrenden Zug auf: Er reichte seine Motion im Nationalrat drei Tage nach der
Annahme einer sehr ähnlich gelagerten Motion KVF-SR im Ständerat ein. Müller-
Altermatts Motion ging insofern über die Motion KVF-SR hinaus, als diese auch
Bedingungen für die Umwandlung von Poststellen in Agenturen nannte und die
adäquate Ausbildung von Agenturmitarbeitenden forderte. Im Gegensatz zur erwähnten
Motion KVF-SR und weiteren Motionen und Standesinitiativen, blieb die Motion Müller-
Altermatt zwei Jahre unbehandelt und kam erst im Herbst 2019 in den Nationalrat. 
Bundesrätin Sommaruga wies darauf hin, dass in den vergangenen zwei Jahren einiges
unternommen worden sei bezüglich des Poststellennetzes und sie der Meinung sei,
dass es nun nicht noch eine weitere Motion brauche. Der Rat sah dies anders und nahm
die Motion mit 94 gegen 85 Stimmen (5 Enthaltungen) an. 43

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Der Ständerat sistierte in der Sommersession 2022 die Behandlung von drei Motionen
zur postalischen Grundversorgung. Es handelte sich dabei um die Motionen 17.3888
von Jean-Pierre Grin (svp, VD), 17.3938 von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) sowie
21.3054 von Charles Juillard (mitte, JU). KVF-SR-Sprecher Stefan Engler (mitte, GR)
verwies auf den im Mai 2022 publizierten Bericht der Expertenkommission
Grundversorgung Post; es gelte zuerst zu entscheiden, welche der in diesem Bericht
empfohlenen Massnahmen umgesetzt werden sollen und welche nicht, «bevor wir im
Mikrobereich an der Grundversorgung der Post schrauben». 44

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2022 sistierte der Nationalrat auf Antrag der KVF-NR die
Motionen 17.3888 von Jean-Pierre Grin (svp, VD) und 17.3938 von Stefan Müller-
Altermatt (mitte, SO) zur postalischen Grundversorgung. Die Kommission hatte
argumentiert, dass erst auf Basis des Schlussberichts der Expertenkommission
Grundversorgung Post sowie der Ergebnisse, die im Rahmen der Teilrevision des
Postorganisationsgesetzes gefällt werden, diskutiert werden könne, in welche Richtung
sich die postalische Grundversorgung weiterentwickeln solle. Die beiden Motionen
könnten daher derzeit nicht umgesetzt werden. 45

MOTION
DATUM: 13.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Schliessung von Poststellen an zentralen
Orten (Mo. 17.3888)

Post und Telekommunikation

Am gleichen Tag wie sein Ratskollege Müller-Altermatt (cvp, SO; Mo. 17.3938) hatte auch
Nationalrat Grin (svp, VD) eine Motion betreffend die Post und das Poststellennetz
eingereicht. Der Motionär nahm die Schliessung von Poststellen an zentralen Orten
zum Anlass, den Bundesrat aufzufordern, die Post zu verpflichten, mit von
Schliessungen betroffenen Gemeinden und «regionalen Vereinen» das Gespräch zu
suchen, über das verbleibende Poststellennetz zu informieren und dieses mit den
Gemeinden zu diskutieren. Wie die Motion Müller-Altermatt kam auch die Motion Grin
erst zwei Jahre nach der Einreichung auf die Traktandenliste und wurde im September
2019 vom Nationalrat behandelt. 
Postministerin Sommaruga zählte im Ratsplenum auf, was sich bezüglich dem
Poststellennetz seit der Einreichung der Motion getan hatte: Mit einer Anpassung der
Postverordnung waren einerseits die Erreichbarkeitsvorschriften verschärft worden,
was zu einem dichteren Netz von Poststellen und -agenturen führte, andererseits war
ein regelmässiger Planungsdialog eingeführt worden, welcher die Rolle der Kantone
stärkte. Zudem wurde die Post verpflichtet, Gemeinden mindestens sechs Monate vor
einer Poststellenschliessung anzuhören und eine einvernehmliche Lösung anzustreben.
Weiter erinnerte die Bundesrätin an die angenommene Standesinitiative Jura und
daran, dass die zuständige Kommission momentan eine entsprechende Vorlage
ausarbeite.
Trotz den erreichten Verbesserungen und den laufenden Arbeiten nahm der Rat die
Motion Grin im September 2019 mit 143 gegen 40 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. 46

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Der Ständerat sistierte in der Sommersession 2022 die Behandlung von drei Motionen
zur postalischen Grundversorgung. Es handelte sich dabei um die Motionen 17.3888
von Jean-Pierre Grin (svp, VD), 17.3938 von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) sowie
21.3054 von Charles Juillard (mitte, JU). KVF-SR-Sprecher Stefan Engler (mitte, GR)
verwies auf den im Mai 2022 publizierten Bericht der Expertenkommission
Grundversorgung Post; es gelte zuerst zu entscheiden, welche der in diesem Bericht
empfohlenen Massnahmen umgesetzt werden sollen und welche nicht, «bevor wir im
Mikrobereich an der Grundversorgung der Post schrauben». 47

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2022 sistierte der Nationalrat auf Antrag der KVF-NR die
Motionen 17.3888 von Jean-Pierre Grin (svp, VD) und 17.3938 von Stefan Müller-
Altermatt (mitte, SO) zur postalischen Grundversorgung.  Die Kommission hatte
argumentiert, dass erst auf Basis des Schlussberichts der Expertenkommission
Grundversorgung Post sowie der Ergebnisse, die im Rahmen der Teilrevision des
Postorganisationsgesetzes gefällt werden, diskutiert werden könne, in welche Richtung
sich die postalische Grundversorgung weiterentwickeln solle. Die beiden Motionen
könnten daher derzeit nicht umgesetzt werden. 48

MOTION
DATUM: 13.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Strategische Ziele der Post 2021-2024

Post und Telekommunikation

Im Dezember 2020 legte der Bundesrat die strategischen Ziele der Post für die Periode
2021-2024 fest. Er nahm dabei keine grundlegenden Neuerungen zur vorangehenden
Periode vor und behielt die bisherigen Eckwerte bei. Die Post solle auch in Zukunft für
die gesamte Schweiz die Grundversorgung mit Postdiensten und mit Dienstleistungen
des Zahlungsverkehrs in guter Qualität sicherstellen. Beim Kerngeschäft, namentlich
Kommunikation, Logistik, Finanzdienstleistungen und Personenverkehr, soll die Post
wie bis anhin ein rentables Wachstum sowie Effizienzsteigerungen anvisieren. Bezüglich
der viel diskutierten Poststellen erwartete der Bundesrat eine Stabilisierung bei rund
800 so genannten Zugangspunkten, wie es die Post selber in ihrer Strategie 2021-2024
«Die Post von morgen» angekündigt hatte. Schliesslich verlangte der Bundesrat, dass
die Post eine nachhaltige Unternehmensstrategie verfolgt, um die
Treibhausgasemissionen zu vermindern und damit zu den CO2-Reduktionszielen der

ANDERES
DATUM: 18.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Schweiz beizutragen. 49

Hausservice der Post. Beim ursprünglichen
System bleiben, um einen
Dienstleistungsabbau, der die gesamte
Bevölkerung betrifft, zu vermeiden und um
die digitale Kluft zwischen den Generationen
nicht zu vergrössern (Mo. 21.3054)

Post und Telekommunikation

Im März 2021 reichte Charles Juillard (mitte, JU) eine Motion betreffend den
Hausservice der Post ein. Er forderte, dass die Regierung beim Postkonzern
interveniert, damit die derzeitige Praxis beim Hausservice erhalten bleibe und nicht
durch die vermehrte Digitalisierung bedroht werde. Die Grundversorgung mit
Postdienstleistungen müsse für alle Generationen und in allen Regionen der Schweiz
gewährleistet bleiben, so Juillard.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er vertrat die Ansicht, dass die
Post ihrem Grundversorgungsauftrag gerecht werde. Da die Post die Grundversorgung
aus eigenen Mitteln finanzieren müsse, sei ihr dabei ein gewisser unternehmerischer
Gestaltungsspielraum zuzugestehen. Diesen nutze die Post, indem sie vor allem in dünn
besiedelten Gebieten den Hausservice als Alternative zu den Poststellen anbiete. In den
letzten Jahren mache sich die Post nun auch die Digitalisierung zu Nutze und biete den
Kundinnen und Kunden digitale Varianten des Hausservices an. Denjenigen Personen,
die diesen digitalen Service nicht nutzen wollten oder könnten, stünden jedoch zwei
Alternativen zur Verfügung: Zum einen können die Leistungen des Hausservice
telefonisch bestellt, zum anderen mittels eines so genannten Bestellstifts angefordert
werden. 
Die Motion wurde in der Sommersession 2021 der KVF-SR zur Vorberatung
zugewiesen. 50

MOTION
DATUM: 15.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat sistierte in der Sommersession 2022 die Behandlung von drei Motionen
zur postalischen Grundversorgung. Es handelte sich dabei um die Motionen 17.3888
von Jean-Pierre Grin (svp, VD), 17.3938 von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) sowie
21.3054 von Charles Juillard (mitte, JU). KVF-SR-Sprecher Stefan Engler (mitte, GR)
verwies auf den im Mai 2022 publizierten Bericht der Expertenkommission
Grundversorgung Post; es gelte zuerst zu entscheiden, welche der in diesem Bericht
empfohlenen Massnahmen umgesetzt werden sollen und welche nicht, «bevor wir im
Mikrobereich an der Grundversorgung der Post schrauben». 51

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2023 wurde die Motion Juillard (mitte, JU) zur Beibehaltung des bisherigen
Systems beim Hausservice der Post abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren
abschliessend im Rat behandelt worden war. Eine ähnlich lautende Motion von Pierre-
Alain Fridez (sp, JU; Mo. 21.3133), welche sich desselben Problems annahm, wurde im
März desselben Jahres im Nationalrat abgelehnt. Beide Motionen waren damit
erledigt. 52

MOTION
DATUM: 17.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Ein Schliessungsmoratorium für Poststellen
bis zum Vorliegen und bis zur Genehmigung
einer gesamtschweizerischen
Poststellenplanung (Kt.Iv. 20.324)

Post und Telekommunikation

Der Kanton Zürich forderte in einer im Juli 2021 eingereichten Standesinitiative ein
Moratorium für die Schliessung von Poststellen. Dieses solle solange gelten, bis eine
gesamtschweizerische Poststellenplanung vorliege und genehmigt sei. Zudem solle die
Post dem UVEK alle vier Jahre eine Poststellenplanung für die ganze Schweiz
präsentieren.
Die KVF-SR beriet das Geschäft im August 2021 und beschloss oppositionslos, der
Initiative keine Folge zu geben. Sie tat dies mit der Begründung, dass die
Standesinitiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 17.314), der Folge gegeben wurde, die
Forderungen der vorliegenden Zürcher Initiative bereits abdecke. 53

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2021 befasste sich die kleine Kammer mit dem vom Kanton Zürich
geforderten Moratorium für die Schliessung von Poststellen. Kommissionssprecher
Engler (mitte, GR) erläuterte, dass sich die Post seit vielen Jahren in einem
«Spannungsfeld des Gleichgewichts zwischen betriebswirtschaftlichen Anforderungen
und den nicht rentablen Anforderungen des Service public» bewege. Die Initiative des
Kantons Zürich nehme eine legitime Forderung auf. Da das Anliegen jedoch bereits
durch die angenommene Standesinitiative des Kantons Jura abgedeckt werde und die
Post zugesichert habe, die Zahl der Poststellen mittelfristig bei rund 800 zu
stabilisieren, empfehle die KVF-SR die Zürcher StandesInitiative zur Ablehnung. Der
Ständerat schloss sich dieser Haltung an und gab der Initiative stillschweigend keine
Folge. 54

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die KVF-NR befasste sich im Mai 2022 mit dem Moratorium für die Schliessung von
Poststellen, welches der Kanton Zürich in einer Standesinitiative vom Juli 2020 verlangt
hatte. Die Kommission beschloss oppositionslos, der Initiative keine Folge zu geben. Sie
anerkannte zwar den Handlungsbedarf, sah diesen jedoch bereits durch die ähnliche
Standesinitiative des Kantons Jura, der Folge gegeben worden war, abgedeckt.
Ausserdem vertrat die Kommission die Ansicht, dass mit Blick auf den Schlussbericht
der Expertenkommission Grundversorgung Post zuerst eine detaillierte Diskussion über
die postalische Grundversorgung erfolgen müsse, bevor weitere entsprechende
Aufträge überwiesen würden. Der Nationalrat schloss sich in der Sommersession 2022
seiner Kommission an und gab der Initiative stillschweigend keine Folge. Diese ist damit
erledigt. 55

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Modernisierung der postalischen
Grundversorgung

Post und Telekommunikation

Die 2021 eingesetzte Expertinnen- und Expertenkommission Grundversorgung Post
unter der Leitung von Alt-Ständerätin Christine Egerszegi forderte im Februar 2022 in
einem Bericht die Modernisierung der postalischen Grundversorgung, damit diese den
heutigen und zukünftigen Bedürfnissen von Wirtschaft und Gesellschaft besser
entspreche und in Zukunft nicht in finanzielle Schwierigkeiten gerate. Die Kommission
führte aus, dass es auch in Zukunft einen staatlichen Auftrag zur Grundversorgung mit
Post- und Zahlungsverkehrsdiensten geben solle: Zwar werde die fortschreitende
Digitalisierung analoge Kommunikationsmöglichkeiten und Übermittlungswege
weitgehend ersetzen. Physische Dienstleistungen müssten aber weiterhin zur Verfügung
gestellt werden, um alle sozialen Gruppen zu erreichen. Bei der Zustellung von Paketen,
die gerade aufgrund der Covid-19-Krise stark angestiegen ist, soll es keine Veränderung
geben. Diese sollen weiterhin täglich zugestellt werden. Bei den Briefen und Zeitungen
hingegen, welche heute oft als E-Mail verschickt respektive online gelesen werden,

BERICHT
DATUM: 24.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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forderte das Gremium spätestens ab 2030 eine Lockerung der Zustellfrequenz.
Ausserdem solle das Restmonopol für Inlandbriefe bis 50 Gramm aufgehoben werden.
Im Bereich des Zahlungsverkehrs forderte die Kommission, dass der Grundauftrag neu
öffentlich ausgeschrieben wird. Die Kommission schloss, dass der Bundesrat bald einen
Grundsatzentscheid betreffend die Weiterentwicklung der Grundversorgung treffen
und daran anschliessend das Postgesetz revidiert werden solle. 
Die NZZ mutmasste, dass die Vorschläge der Expertinnen und Experten im Parlament
kaum eine Chance haben dürften. Keine Partei wolle sich durch die Forderung nach
einem Abbau des Service public unbeliebt machen. Die Medien berichteten des
Weiteren, dass der Post-Konzern sich noch nicht detailliert zum Kommissionsbericht
äussern, jedoch in keinem Fall auf die A-Post-Briefzustellung verzichten wolle. Dass
aber ein Handlungsbedarf bestehe, darin waren sich die Medien einig: Ohne
Modernisierung drohe der Post bis ins Jahr 2030 ein Defizit von CHF 71 Mio. 56

Der Bundesrat prüft Anpassungen der
Grundversorgung sowie einen digitalen
Service Public

Post und Telekommunikation

Im Juni 2022 debattierte der Bundesrat den Expertinnen- und Expertenbericht über
die Grundversorgung mit Post- und Zahlungsverkehrsdiensten und prüfte mögliche
Anpassungen der Grundversorgung sowie einen digitalen Service public. Als Folge der
Diskussion erteilte er verschiedene Aufträge: Erstens sollen die finanziellen
Auswirkungen der im Expertinnen- und Expertenbericht vorgeschlagenen Massnahmen
zur Überarbeitung der Grundversorgung mit Post- und Zahlungsverkehrsdiensten
untersucht werden. Zweitens soll der Bedarf für eine neue digitale Grundversorgung
geprüft werden. Drittens will der Bundesrat untersuchen lassen, in welcher Form der
Bund seine Verantwortung im Bereich des Zahlungsverkehrs wahrnehmen soll oder ob
dieser Grundversorgungsauftrag angesichts der stark entwickelten Schweizer
Bankenlandschaft nicht mehr gerechtfertigt sei.
Der Bundesrat beauftragte das UVEK, diese Arbeiten anzugehen und bis im Sommer
2023 einen Bericht mit den Ergebnissen und Vorschlägen zum weiteren Vorgehen
vorzulegen. 57

ANDERES
DATUM: 22.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Analoger Zugang zum Hausservice der Post
(Mo. 21.3133)

Verkehr und Kommunikation

Mit der Forderung, dass der Zugang zum Hausservice der Post auch ohne eine digitale
Anmeldung möglich bleiben soll, sah sich in der Frühjahrssession der Nationalrat
konfrontiert. Pierre-Alain Fridez (sp, JU) argumentierte in seiner Motion, dass durch die
Aufhebung der Poststellen und der Postagenturen in vielen Regionen insbesondere
ältere Menschen den Zugang zum Angebot der Post verloren hätten. Die bisherige
Lösung, wonach durch ein «einfaches Anbringen eines Steckschildes am Briefkasten»
die Pöstlerin oder der Pöstler für den Hausservice vorbeikomme, sei per 1. März 2021
«kurz und bündig durch eine Kontaktaufnahme via Internet oder Telefon ersetzt»
worden. Diese Entscheidung der Post sei für ältere Menschen in Randregionen eine
«nicht akzeptable Bestrafung», da diese den Dienst nicht via Internet bestellen
könnten, so der Jurassier.
Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme die Vorteile des digital planbaren
Hausservice, erkannte aber auch die Nachteile der Massnahme für ältere Generationen.
Er erklärte, dass die Post keine «digitale Kluft» zwischen den Generationen entstehen
lassen möchte. Weniger technologieaffine Generationen könnten den Hausservice
deshalb mit einem kostenlosen Bestellstift oder über die Telefon-Direktnummer
anfordern. Die Motion sei aufgrund dieser bestehender Möglichkeiten abzulehnen.
Im März 2023 folgte die grosse Kammer dem Bundesrat und lehnte die Motion mit 117 zu
66 Stimmen ab. 58

MOTION
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Fortführung der Modernisierung der Post
(Mo. 21.3739)

Post und Telekommunikation

Eine Motion der FDP.Liberale-Fraktion «Fortführung der Modernisierung der Post»
passierte den Nationalrat in der Sondersession im Mai 2023 äusserst knapp mit 95 zu
94 Stimmen bei null Enthaltungen. Zwei Ja-Stimmen aus der ansonsten ablehnenden
Mitte-Fraktion bildeten das «Zünglein an der Waage» und verhalfen der Motion zum
Durchbruch. Die Fraktionen der FDP, der SVP und der GLP stimmten geschlossen für
eine Annahme des Anliegens, jene der SP und Grünen ebenso geschlossen dagegen.
Die Motion verlangte, dass die Schweizerische Post auch in Zukunft ihren
Grundversorgungsauftrag aus eigener Kraft finanzieren kann. Das Prinzip der
Eigenwirtschaftlichkeit solle deshalb in der Strategie für die Jahre 2025-2028 verankert
werden und diese damit an die Strategie «Post von morgen» für die Jahre 2021-2024
anknüpfen. Fragen betreffend die Postfinace, insbesondere was die Aufhebung des
Kredit- und Hypothekarverbots und die Privatisierung betrifft, seien andernorts
diskutiert worden und sollen in diesem Zusamenhang nicht erneut aufgegriffen werden.
Kurt Fluri (fdp, SO) argumentierte im Rat, dass die Post mit diesem Grundprinzip
Spielraum erhalte, sich zu transformieren und den neuen Gegebenheiten anzupassen.
Die Alternative zum Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit seien Subventionen, welche
wohl niemand begrüsse. Im Namen des Bundesrates beantragte Albert Rösti, die Motion
abzulehnen. Der Grundversorgungsauftrag der Post müsse im Rahmen der Änderung
des Postgesetzes angepasst werden und die vorliegende Motion solle diesen
Diskussionen und Entscheiden nicht vorgreifen.
Ob dennoch bereits ein Entscheid gefällt werden soll, wird nach dem knappen Votum
im Nationalrat nun der Ständerat als Zweitrat entscheiden müssen. 59

MOTION
DATUM: 03.05.2023
MARCO ACKERMANN

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2024 als Zweitrat mit einer Motion
der FDP.Liberalen-Fraktion zur Fortführung der Modernisierung der Post.
Im Namen der KVF-SR erläuterte Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU), dass sich die
Kommission mit 6 zu 5 Stimmen gegen die Motion ausgesprochen habe. Die
Kommissionsmehrheit sei der Ansicht, dass das Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit der
Post bereits ausreichend im Postgesetz geregelt sei. Die Motion hätte schlussendlich
nur symbolischen Charakter. Auch sei es nicht Aufgabe des Bundesrats, die konkrete
Strategie der Post festzulegen, sondern mit den strategischen Zielen die allgemeine
Stossrichtung der Unternehmensstrategie vorzugeben. Gmür-Schönenberger ergänzte
zudem, dass Vorarbeiten für eine Änderung des Postgesetzes laufen würden und das
Parlament somit zu einem späteren Zeitpunkt vertieft und in einem grösseren Kontext
über die zukünftige Ausrichtung der Post beraten könne. 
Eine relativ grosse Minderheit der KVF-SR – im Rat vertreten durch Hans Wicki (fdp,
NW) – sprach sich freilich für die Annahme der Motion aus. Der Bundesrat habe als
Eigner der Post die Aufgabe, deren Ausrichtung und somit auch deren
Eigenwirtschaftlichkeit und Modernisierung zu steuern. Das Instrument dafür seien die
strategischen Ziele. Die Minderheit war der Ansicht, dass es in Anbetracht der
anstehenden Revision des Postgesetzes wichtig sei, «auch auf strategischer Ebene für
die weitere Entwicklung in diesem Punkt Klarheit zu haben». 
Bundesrat Albert Rösti erläuterte wiederum, dass die Motion der Revision des
Postgesetzes vorgreife. Auch seien im Rahmen der strategischen Ziele der Post für die
Jahre 2021-2024 bereits erste Massnahmen für eine Modernisierung der Post
beschlossen worden. 
Der Ständerat stellte sich schlussendlich hinter Kommissionsmehrheit und Bundesrat.
Die kleine Kammer sprach sich mit 23 zu 17 Stimmen ohne Enthaltungen gegen die
Motion aus. Die Ratsmitglieder von SVP und FDP hatten die Motion allesamt
befürwortet, was jedoch nicht für eine Ratsmehrheit ausreichte. Somit war das
Anliegen der FDP.Liberalen-Fraktion erledigt. 60

MOTION
DATUM: 05.03.2024
LENA BALTISSER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 18



Akquisitionen innerhalb des
Leistungsauftrags halten (Mo. 21.4595)

Post und Telekommunikation

In der Herbstession 2023 nahm der Nationalrat eine Motion Rechsteiner (mitte, AI) an,
die forderte, dass Akquisitionen der Post innerhalb des Leistungsauftrag gehalten
werden sollen. Der Motionär gab an, dass die Post plane, grosse Summen für neue
Akquisitionen aufzuwenden, wobei sie bei grossen und potenziell risikoreichen
Investitionen weitgehend freie Hand habe. Die Kontrolle über die Post durch das
Postgesetz und den Leistungsauftrag im Bereich Akquisitionen sei folglich zu gering.
Deshalb forderte er, dass die Eignerstrategie bezüglich der Post so angepasst wird, dass
die Post den Bundesrat über grosse Investitionen informieren muss, dass neue
Akquisitionen durch den Bundesrat genehmigt werden müssen und dass der Bundesrat
die entsprechenden Parlamentskommissionen darüber in Kenntnis setzen muss.
Der Bundesrat empfahl die Ablehnung der Motion. Bundesrat Albert Rösti, welcher die
Motion 2021 als Nationalrat noch mitunterzeichnet hatte, erklärte, dass grössere
Investitionen und Akquisitionen das Wachstum der Post sichern würden und somit
grundlegend für die Unternehmensstrategie seien. Die Post müsse den Bundesrat dabei
regelmässig über die Einhaltung der strategischen Ziele informieren, was die
Kontrollfunktion des Bundesrats bei Grossinvestitionen der Post bereits ausreichend
sichere. Weiter würde die Motion den Corporate-Governance-Grundsätzen des Bundes
widersprechen und zu unklaren Verantwortlichkeiten zwischen dem Bundesrat und der
Unternehmensleitung führen. Dem bundesrätlichen Antrag auf Ablehnung der Motion
folgten in der Folge nur die Mitglieder der SP-, der FDP- und der Grünen-Fraktion. Eine
Mehrheit aus SVP-, Mitte- und GLP-Fraktion verhalf der Motion mit 94 zu 86 Stimmen
bei 3 Enthaltungen zur Annahme, diese ging somit an den Ständerat. 61
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In der Frühjahrsession 2024 berietet das Parlament zwei Motionen zum
Leistungsauftrag der Post, insbesondere zu deren Investitionen in privatwirtschaftliche
Märkte. Die erste Motion Rechsteiner (mitte, AI) beriet der Ständerat. Der Motionär
forderte Massnahmen, um die Akquisitionen der Post innerhalb des Leistungsauftrags
zu halten. Würde die Post zukünftig Investitionen ausserhalb ihres Leistungsauftrags
tätigen, müsste sie ab einer gewissen Investitionshöhe eine Genehmigung des
Bundesrats einholen. 
Eine knappe Mehrheit der KVF-SR (mit Stichentscheid der Präsidentin bei 6 zu 6
Stimmen) empfahl, die Motion abzulehnen. Marianne Maret (mitte, VS) erklärte die
Position der Kommissionsmehrheit damit, dass eine Annahme eine übermässige
Einschränkung der Post durch die Politik bedeuten würde. Der Bundesrat gebe die
strategischen Ziele der Post vor, die operative Umsetzung sei aber in der Kompetenz
der Post. Zudem müsse die Post dem Bundesrat bereits mit verschiedenen
Instrumenten Bericht erstatten. 
Der Bundesrat teilte die Ansicht der Kommissionsmehrheit. Bundesrat Albert Rösti gab
im Rat an, dass sich die Auslagerung der bundesnahen Betriebe sowie die Corporate-
Governance-Strategie grundsätzlich bewährt habe. Eine Investitionsprüfung, wie sie die
Motion fordere, könne der Bundesrat «fachlich und zeitlich» nicht durchführen. Auch
seien bereits Massnahmen in Arbeit, um die Strategie der Post zu überarbeiten.
Die Kommissionsminderheit war der Ansicht, dass die Post durch ihre Nähe zum Bund
spezielle Rechte und Pflichten habe, die sie auch einhalten müsse, wie Hans Wicki (fdp,
NW) erläuterte. Der Bund müsse als Eigner der Post bei gewissen Investitionen ein
Vetorecht haben, da er allfällige Risiken mittrage und die privatwirtschaftliche
Wettbewerbspolitik gewährleisten solle. Die Kommissionsminderheit beantragte ihrem
Rat, die Motion anzunehmen. 
Der Ständerat schloss sich schliesslich der Kommissionsminderheit an und nahm die
Motion mit 23 zu 17 Stimmen ohne Enthaltungen an, womit sie zur Umsetzung an den
Bundesrat überwiesen wurde. Die Ratsmitglieder von SVP, FDP und GLP sowie von
Teilen der Mitte hatten sich gegen die Motion ausgesprochen, während sie bei SP und
Grünen Zuspruch fand. 62
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Die Post für den Leistungsauftrag trimmen
(Mo. 22.3226)

Post und Telekommunikation

Im März 2024 beriet der Nationalrat eine Motion Jauslin (fdp, AG), die forderte, die
Post auf den Leistungsauftrag zu trimmen. Der Motionär war der Ansicht, dass sich die
Post immer weniger auf ihren in der Verfassung festgehaltenen Leistungsauftrag
fokussiere und vermehrt in privatwirtschaftliche Märkte investiere. Jauslin erachtete
diese Investitionen teilweise als zweifelhaft und bemängelte, dass diese durch den
Leistungsauftrag quersubventioniert würden. Konkret forderte die Motion, dass ein
Genehmigungsverfahren für Unternehmensakquisitionen durch die Post konzipiert
werde. Dabei sollten Investitionen ab einer gewissen Höhe auf ihre Wirtschaftlichkeit
geprüft, interne Finanzflüsse offengelegt sowie die Governance der Post gestärkt
werden. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Laut Albert Rösti ist der
Bundesrat nicht die geeignete Behörde, um die Akquisitionen der Post zu überprüfen,
auch wenn diese im Einzelfall tatsächlich zu hinterfragen seien. Weiter wies Rösti
darauf hin, dass die Führungsstruktur der Post im Rahmen einer Motion Rechsteiner
(mitte, AI) bereits geprüft werde. Der Bundesrat sei aber generell der Ansicht, dass sich
der Public-Governance-Ansatz für die Post bewähre und nur vereinzelt Anpassungen
nötig seien. 
Der Nationalrat stellte sich hingegen mit 112 zu 80 Stimmen bei 1 Enthaltung hinter die
Motion, womit diese zur Beratung an den Ständerat überwiesen wurde. Die
ablehnenden Stimmen stammten aus den geschlossenen Fraktionen der SP und der
Grünen sowie von einer Mehrheit der Mitte-Fraktion. 63
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Grundversorgungsauftrag und
Tätigkeitsbereich der Post vor weiterem Um-
und Abbau klären (Mo. 24.3816)

Post und Telekommunikation

In einer Motion forderte die KVF-NR, dass der Grundversorgungsauftrag und
Tätigkeitsbereich der Post vor einem weiteren Um- und Abbau geklärt werden solle.
Die Motion forderte zudem, dass der Bundesrat Massnahmen ergreift, damit weniger
Poststellen geschlossen werden, die Postzustellung in Kleinsiedlungen nicht eingestellt
und die Zustellungspünktlichkeit von Briefen und Paketen nicht reduziert wird.

In der Herbstsession 2024 argumentierten die Kommissionssprecher Quadri (lega, TI)
und Roth im Nationalrat, dass Post und Bundesrat einen Abbau der Grundversorgung
sowie Anpassungen der Postverordnung angekündigt hätten, ohne dass das Parlament
ein Mitspracherecht habe. Mit der Motion fordere die Kommission, dass keine weiteren
Anpassungen an der Postverordnung möglich sind, bis das Postgesetz gesamthaft
revidiert werde und das Parlament über die Ausgestaltung des
Grundversorgungsauftrags mitbestimmen könne. Die von der Kommission mit 16 zu 7
Stimmen (keine Enthaltung) beschlossene Motion kritisiere dabei nicht den Inhalt der
Massnahmen, sondern dass die Anpassung der Postverordnung ohne die Kontrolle des
Parlaments vorgenommen werden solle, so die Kommissionssprecher. 
Die Kommissionsminderheit – im Rat vertreten durch Damien Cottier (fdp, NE) –
beantragte die Ablehnung der Motion. Der Post müsse die Flexibilität zugestanden
werden, ihr Angebot veränderten Ansprüchen der Bevölkerung anzupassen. Die
Kommissionsminderheit unterstütze mit der Ablehnung aber keine drastischen
Kürzungen beim Grundversorgungsauftrag. Diese ablehnende Haltung vertrat auch
Bundesrat Albert Rösti: Mit der Annahme der Motion würden «jegliche Entwicklungen
der Post blockiert» und ein grosser finanzieller Mehraufwand entstehen. Auch werde
die geplante Anpassung der Postverordnung im folgenden Jahr in einer Vernehmlassung
zur Debatte gestellt. Eine Revision des Postgesetzes stellte Rösti spätestens 2028 in
Aussicht. Bis dahin seien punktuelle Anpassungen wie beispielsweise die Einführung
des elektronischen Briefs zwingend notwendig, um die Leistungsfähigkeit und
Eigenwirtschaftlichkeit der Post zu erhalten. 
Nach einer Debatte über die Schliessung von Poststellen sowie die Übernahme von
Postdienstleistungen durch Detailhandelsgeschäfte stellte sich der Nationalrat
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schliesslich hinter die KVF-NR und nahm die Motion mit 113 zu 60 Stimmen an. Die
ablehnenden Stimmen stammten aus den geschlossen stimmenden Fraktionen von FDP
und GLP, aus rund der Hälfte der Mitte-Fraktion, aus einer Minderheit der SVP-Fraktion
sowie von einem Mitglied der Grünen. 64

Strategische Ziele für die Schweizerische
Post 2025-2028

Post und Telekommunikation

Ende Januar 2025 verabschiedete der Bundesrat die strategischen Ziele für die
Schweizerische Post für die Jahre 2025–2028. Für den Bund als Eigner legt der
Bundesrat im Vierjahresrhythmus die strategische Ausrichtung der Post fest. Für die
Periode 2025–2028 beschloss der Bundesrat, ihre Struktur und die strategische
Grundausrichtung weitgehend unverändert fortzuführen. Er nahm aber in drei
Bereichen punktuelle Anpassungen an den strategischen Zielen vor, unter anderem weil
er ihre Eigenwirtschaftlichkeit insbesondere durch eine rückläufige Nutzung der
Briefpost und der Bareinzahlung – dem traditionellen Kerngeschäft der Post – in Gefahr
sah. 
Erstens forderte der Bundesrat von der Post, bis 2040 klimaneutral zu werden.
Zweitens präsentierte er neue Richtlinien für das Erschliessen neuer Geschäftsfelder
zur Sicherung der eigenwirtschaftlichen Grundversorgung. Die Post soll dabei
finanzielle Überlegungen mit dem öffentlichen Interesse abwägen. Die dritte Anpassung
betraf schliesslich Unternehmenszukäufe: Da die Post bei gewissen Akquisitionen in
Konkurrenz mit privaten Unternehmen trete, soll der gesetzliche Auftrag sowie die
Verpflichtungen der Post im Wettbewerbsrecht hier besondere Beachtung erhalten.
Der Bundesrat sah dafür eine Informationspflicht des Verwaltungsrates der Post bei
Unternehmenszukäufen vor. Die von der Post verfolgte Akquisitionsstrategie war 2024
mehrfach in Kritik geraten. 65
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